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Gesetzliche	Grundlage	

Urteilsfähigkeit	als	Rechtsbegriff:	
	
«Urteilsfähigkeit	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	jede	Person,	
der	nicht	wegen	ihres	Kindesalters,	infolge	geisAger	
Behinderung,	psychischer	Störung,	Rausch	oder	ähnlicher	
Zustände	die	Fähigkeit	mangelt,	vernunRgemäss	zu	
handeln.»	
Art.	16	ZGB	
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Gesetzliche	Grundlage	

§  Urteilsfähigkeit	wird	vermutet,	ausser	in	Fällen	von	
Kindesalter,	geisAger	Behinderung,	psychicher	
Störung,	Rausch-	oder	ähnlichen	Zuständen.	

§  Liegt	ein	solcher	Zustand	vor,	braucht	es	eine	Prüfung	
im	Einzelfall.		

§  Die	Beurteilung	erfolgt	durch	die	ÄrzAn.	 		
§  Urteilsfähigkeit	ist	sowohl	in	zeitlicher	wie	in	sachlicher	

Hinsicht	relaAv.	
§  Sie	muss	stets	hinsichtlich	einer	konkreten	Handlung/

Entscheidung	und	eines	konkreten	Zeitpunkts	beurteilt	
werden.		

§  Aber:	keine	Abstufung:	Entweder	ist	Urteilfähigkeit	
gegeben	oder	nicht.		 4	



Urteilsfähigkeit	und	medizinische	
Entscheide	

Urteilfähigkeit	besteht	aus	einer	intellektuellen	und	einer	
voluntaAven	Komponente	–	aus	Wissen	und	Wollen.		
§ Intellektuelle	Fähigkeit,	den	Sachverhalt	und	die	
Behandlungsmöglichkeiten	sowie	die	Folgen	einer	
Nichtbehandlung	zu	verstehen,	ihre	Bedeutung	für	die	
eigene	ZukunR	und	die	eigene	Gesundheit	zu	ermessen,	
Vor-	und	Nachteile	abzuwägen	und	sich	einen	eigenen	
freien	Willen	zu	bilden.	
§ Fähigkeit,	sich	ihrem	eigenen	Willen	gemäss	zu	
verhalten,	das	heisst	auch	einem	gewissen	äusseren	
Druck	zu	widerstehen.		
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§  Die	Entscheidung	muss	nicht	„vernünRig“	erscheinen.	
§  Keine	Inhaltskontrolle	des	getroffenen	Entscheids	an	einem	

objekAven	VernünRigkeitsmassstab;	oder:		von	einem	
objekAv	unvernünRigen	Entscheid	darf	nicht	per	se	auf	
Urteilsunfähigkeit	geschlossen	werden.	

§  Entscheidend	ist,	dass	der	Willensbildungsprozess	richAg	
ablaufen	konnte	und	die	Entscheidung	in	ÜbereinsAmmung	
mit	der	Wertewelt	der	PaAenAn	steht.	
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Urteilsfähigkeit	und	medizinische	
Entscheide	



Urteilsunfähigkeit	–	Folgen	

§  Medizinische	IntervenAonen	erfordern	eine	informierte	
ZusAmmung	der	PaAenAn,	diese	wiederum	setzt	
Urteilsfähigkeit	voraus.	

§  Ist	eine	Person	urteilsunfähig,	stellt	sich	die	Frage,	wer	
und	nach	welchen	Kriterien	den	stellvertretenden	
Entscheid	tria.	

	
§  Unterscheidung	in	ursprüngliche	und	nachträgliche	

Urteilsunfähigkeit;	Urteilsunfähigkeit	bei	minderjährigen	
und	volljährigen	Personen	
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Urteilsfähigkeit	und	Urteilsunfähigkeit	
bei	minderjährigen	Personen	

§  Urteilsfähigkeit	ist	entscheidend	im	medizinischen	Bereich:	
GeschäRsfähigkeit	setzt	Volljährigkeit	voraus;	urteilsfähige	
Minderjährige	können	aber	höchstpersönliche	Rechte	
selbst	wahrnehmen.	Körperliche	Integrität	als	
höchstpersönliches	Recht!	

§  Keine	fixen	Altersgrenzen	
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Urteilsfähige 
Kinder und 
Jugendliche 

Selbständige Ausübung 
der höchstpersönlichen 
Rechte, Art. 19c Abs. 1 
ZGB 

Ausnahme:  
- Gesetzlich vorgeschriebenes 
Mitentscheidungsrecht des gesetzlichen 
Vertreters 
- Gesetzlich vorgeschriebene, fixe Altersgrenze 

Urteilsunfähige 
Kinder 

Relativ 
höchstpersönliche 
Rechte 

Gesetzlicher 
Vertreter handelt 
Leitlinie und 
Grenze:  
KINDESWOHL 
 
und: 
- Partizipation 
- Natürlicher Wille 
 

Absolut 
höchstpersönliche 
Rechte 

Recht kann 
nicht 
ausgeübt 
werden 

Urteilsfähigkeit und Urteilsunfähigkeit bei Minderjährigen im 
medizinischen Bereich 
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Urteilsfähigkeit und Urteilsunfähigkeit bei Volljährigen im 
medizinischen Bereich 

Urteilsunfähige 
Erwachsene 

Formell und materiell 
gültige 
Patientenverfügung 

Vertretung bei der 
Behandlung von 
somatischen 
Erkrankungen, Art. 
377 ff. ZGB 

Andere Regelungen 
bei psychischen 
Erkrankungen, Art. 
426 ff. ZGB  
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Bezeichnete Person 

Beistand mit entsprechender 
Vertretungsbefugnis 

Ehegatte, eingetragene Partnerin mit 
gemeinsamem Haushalt oder wenn sie 
regelmässig und persönlich Beistand leistet 

Person in gemeinsamem Haushalt wenn sie 
regelmässig und persönlich Beistand leistet 

Nachkommen, wenn sie regelmässig 
und persönlich Beistand leisten 

Eltern, wenn sie regelmässig 
und persönlich Beistand leisten 

Geschwister, wenn sie regelmässig und 
persönlich Beistand leisten 

Entscheidungsmassstab: Mutmasslicher 
Wille und objektive Interessen 
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